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Geltendes Recht 
Ergebnis erste Lesung Kantonsrat vom 22. 
Oktober 2020 

Notizen 

 Steuergesetz       

 Der Kantonsrat des Kantons Obwalden  

 beschliesst:  

 I.  

 Der Erlass GDB 641.4 (Steuergesetz vom 30. Ok-
tober 1994) (Stand 1. Januar 2020) wird wie folgt 
geändert: 

 

Art.  31 
Rückstellungen, Wertberichtigungen und Rücklagen 

  

1 Zu Lasten der Erfolgsrechnung sind zulässig:   

a. Rückstellungen für:   

1. im Geschäftsjahr bestehende Verpflichtungen, deren 
Höhe noch unbestimmt ist; 

  

2. unmittelbar drohende Verlustrisiken, die im Ge-
schäftsjahr bestehen; 

  

b. Wertberichtigungen für Verlustrisiken, die mit Aktiven, 
insbesondere mit Waren und Forderungen, verbunden 
sind; 

  

c. Rücklagen für künftige Forschungs- und Entwick-
lungsaufträge an Dritte oder für nachgewiesene ei-
gene Forschungs- und Entwicklungsprojekte bis zu 
zehn Prozent des steuerbaren Geschäftsgewinnes, 
insgesamt jedoch höchstens bis zu einer Million Fran-
ken. Rücklagen für nachgewiesene eigene For-
schungs- und Entwicklungsprojekte sind innert fünf 
Jahren aufzulösen. Die Rücklagen sind in der Bilanz 
offen unter den Passiven auszuweisen; 

c. Aufgehoben  

http://gdb.ow.ch/data/641.4/de
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d. zusätzlich zu den Rücklagen gemäss Buchstabe c 
können weitergehende Rücklagen für Forschungs- 
und Entwicklungsaufträge an Dritte, für nachgewie-
sene eigene Forschungs- und Entwicklungsprojekte 
sowie Rücklagen für zukünftige Investitionen bei wirt-
schaftlich erforderlichen Betriebsumstellungen oder 
Betriebsumstrukturierungen bewilligt werden. Der Re-
gierungsrat regelt die Einzelheiten über die Bildung, 
den Umfang und die Auflösung dieser zusätzlichen 
Rücklagen in Ausführungsbestimmungen. 

d. Aufgehoben  

2 Bisherige Rückstellungen, Wertberichtigungen und 
Rücklagen werden dem steuerbaren Geschäftsertrag 
zugerechnet, soweit sie nicht mehr begründet sind. 

  

Art.  46 
Netto-Steuerwert der nichtlandwirtschaftlichen Grundstücke 

  

1 Der Netto-Steuerwert für die nichtlandwirtschaftlichen 
Grundstücke und die landwirtschaftlichen Grundstücke 
gemäss Art. 47 Abs. 3 und 4 dieses Gesetzes wird 
durch den Kantonsrat in Prozenten ihres Steuerwertes 
durch Verordnung festgelegt. 

  

2 Der Netto-Steuerwert dient der Berechnung der:   

a. steuerbaren Vermögenswerte nichtlandwirtschaftli-
cher Grundstücke sowie landwirtschaftlicher Grund-
stücke gemäss Art. 47 Abs. 3 und 4 dieses Gesetzes; 

  

b. Eigenmietwerte der Gebäude auf solchen Grundstü-
cken; 

  

c. Mindeststeuern auf nichtlandwirtschaftlichen Grund-
stücken und Grundstücken gemäss Art. 47 Abs. 3 die-
ses Gesetzes von natürlichen und juristischen Perso-
nen. 

c. MindeststeuernMinimalsteuer auf nichtlandwirtschaftli-
chen Grundstücken und Grundstücken gemäss Art. 
47 Abs. 3 dieses Gesetzes von natürlichen und juristi-
schen Personen. 

 

Art.  56 
 

  



 

3  

Geltendes Recht 
Ergebnis erste Lesung Kantonsrat vom 22. 
Oktober 2020 

Notizen 

1 Natürliche Personen haben anstelle der ordentlichen 
Steuern (Einkommens- und Vermögenssteuern) eine 
Mindeststeuer für alle ihre im Kanton gelegenen Grund-
stücke zu bezahlen, sofern der Betrag der Mindest-
steuer höher ausfällt als die Gesamtheit der durch sie 
im Kanton zu entrichtenden ordentlichen Steuern. 

1 Natürliche Personen haben anstelle der ordentlichen 
Steuern (Einkommens- und Vermögenssteuern) eine 
MindeststeuerMinimalsteuer für alle ihre im Kanton ge-
legenen Grundstücke zu bezahlen, sofern der Betrag 
der MindeststeuerMinimalsteuer höher ausfällt als die 
Gesamtheit der durch sie im Kanton zu entrichtenden 
ordentlichen Steuern. 

 

2 Die feste Mindeststeuer auf Grundstücken beträgt 
zwei Promille des Netto-Steuerwertes der nichtlandwirt-
schaftlich bewerteten Grundstücke gemäss Art. 45 und 
47 Abs. 3 und zwei Promille des Ertragswertes der land-
wirtschaftlichen Grundstücke gemäss Art. 47 Abs. 1 und 
2 dieses Gesetzes. 

2 Die feste MindeststeuerMinimalsteuer auf Grundstü-
cken beträgt zwei Promille des Netto-Steuerwertes der 
nichtlandwirtschaftlich bewerteten Grundstücke gemäss 
Art. 45 und 47 Abs. 3 und zwei Promille des Ertragswer-
tes der landwirtschaftlichen Grundstücke gemäss Art. 
47 Abs. 1 und 2 dieses Gesetzes. 

 

3 Von der Mindeststeuer sind ausgenommen: 3 Von der MindeststeuerMinimalsteuer sind ausgenom-
men: 

 

a. natürliche Personen für Grundstücke, auf denen zur 
Hauptsache der Betrieb des eigenen Unternehmens 
geführt wird; 

  

b. natürliche Personen für Grundstücke, mit denen sie 
Aufgaben im sozialen Wohnungsbau erfüllen. 

  

Art.  83 
Rückstellungen, Wertberichtigungen und Rücklagen 

  

1 Zu Lasten der Erfolgsrechnung sind zulässig:   

a. Rückstellungen für:   

1. im Geschäftsjahr bestehende Verpflichtungen, deren 
Höhe noch unbestimmt ist; 

  

2. unmittelbar drohende Verlustrisiken, die im Ge-
schäftsjahr bestehen; 
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b. Wertberichtigungen für Verlustrisiken, die mit Aktiven, 
insbesondere mit Waren und Forderungen, verbunden 
sind; sie dürfen nur im Ausmasse der am Bilanzstich-
tag bestehenden Verlustwahrscheinlichkeit vorgenom-
men werden; 

  

c. Rücklagen für künftige Forschungs- und Entwick-
lungsaufträge an Dritte oder für nachgewiesene ei-
gene Forschungs- und Entwicklungsprojekte bis zu 
zehn Prozent des steuerbaren Gewinnes, insgesamt 
jedoch höchstens bis zu einer Million Franken. Rück-
lagen für nachgewiesene eigene Forschungs- und 
Entwicklungsprojekte sind innert fünf Jahren aufzulö-
sen. Die Rücklagen sind in der Bilanz offen unter den 
Passiven auszuweisen; 

c. Aufgehoben  

d. zusätzlich zu den Rücklagen gemäss Buchstabe c 
können weitergehende Rücklagen für Forschungs- 
und Entwicklungsaufträge an Dritte, für nachgewie-
sene eigene Forschungs- und Entwicklungsprojekte 
sowie Rücklagen für zukünftige Investitionen bei wirt-
schaftlich erforderlichen Betriebsumstellungen oder 
Betriebsumstrukturierungen bewilligt werden. Der Re-
gierungsrat regelt die Einzelheiten über die Bildung, 
den Umfang und die Auflösung dieser zusätzlichen 
Rücklagen in Ausführungsbestimmungen. 

d. Aufgehoben  

2 Bisherige Rückstellungen, Wertberichtigungen und 
Rücklagen werden dem steuerbaren Gewinn zugerech-
net, soweit sie nicht mehr begründet sind. 

  

Art.  101 
Mindeststeuer auf Grundstücken 

Art.  101 
MindeststeuerMinimalsteuer auf Grundstücken 

 

1 Juristische Personen haben für ihre im Kanton gelege-
nen Grundstücke eine Mindeststeuer zu entrichten, so-
fern deren Betrag höher ist als die Leistung der juristi-
schen Personen aufgrund der Gewinn- und Kapital-
steuer. 

1 Juristische Personen haben für ihre im Kanton gelege-
nen Grundstücke eine MindeststeuerMinimalsteuer zu 
entrichten, sofern deren Betrag höher ist als die Leis-
tung der juristischen Personen aufgrund der Gewinn- 
und Kapitalsteuer. 
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2 Die feste Mindeststeuer auf Grundstücken beträgt 
zwei Promille des Netto-Steuerwertes der nichtlandwirt-
schaftlich bewerteten Grundstücke gemäss Art. 45 und 
47 Abs. 3 und zwei Promille des Ertragswertes der land-
wirtschaftlichen Grundstücke gemäss Art. 47 Abs. 1 und 
2 dieses Gesetzes. 

2 Die feste MindeststeuerMinimalsteuer auf Grundstü-
cken beträgt zwei Promille des Netto-Steuerwertes der 
nichtlandwirtschaftlich bewerteten Grundstücke gemäss 
Art. 45 und 47 Abs. 3 und zwei Promille des Ertragswer-
tes der landwirtschaftlichen Grundstücke gemäss Art. 
47 Abs. 1 und 2 dieses Gesetzes. 

 

3 Von der Mindeststeuer sind ausgenommen: 3 Von der MindeststeuerMinimalsteuer sind ausgenom-
men: 

 

a. juristische Personen für Grundstücke, auf denen zur 
Hauptsache der Betrieb des eigenen Unternehmens 
geführt wird; 

  

b. juristische Personen für Grundstücke, mit denen sie 
Aufgaben im sozialen Wohnungsbau erfüllen. 

  

4.1.1. Der Quellensteuerpflicht unterliegende 
Personen 

4.1.1. Aufgehoben       

Art.  106 
 

Art.  106 
Der Quellensteuer unterworfene Arbeitnehmer 

 

1 Ausländische Arbeitnehmer, welche die Niederlas-
sungsbewilligung nicht besitzen, im Kanton jedoch steu-
errechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt haben, unterlie-
gen für Einkünfte im Sinne von Art. 107 dieses Geset-
zes einem Steuerabzug an der Quelle. Davon ausge-
nommen sind Einkünfte, die der Besteuerung nach 
Art. 39a dieses Gesetzes unterstehen. 

1 Ausländische Arbeitnehmer, welche die  ohne Nieder-
lassungsbewilligung nicht besitzen, , die im Kanton je-
doch steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt haben, 
unterliegen für Einkünfte im Sinne von Art. 107 dieses 
Gesetzes einem Steuerabzug an der Quelleihr Einkom-
men aus unselbständiger Erwerbstätigkeit einer Quel-
lensteuer. Davon ausgenommen sind EinkünfteEinkom-
men, die der Besteuerung im vereinfachten Abrech-
nungsverfahren nach Art. 39a dieses Gesetzes unter-
stehen. 

 

2 Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich ungetrenn-
ter Ehe leben, werden im ordentlichen Verfahren veran-
lagt, wenn einer der Ehegatten das Schweizer Bürger-
recht oder die Niederlassungsbewilligung besitzt. 

2 Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich ungetrenn-
ter Ehe leben, werden im ordentlichen Verfahren veran-
lagtunterliegen nicht der Quellensteuer, wenn einer der 
Ehegatten das Schweizer Bürgerrecht oder die Nieder-
lassungsbewilligung besitzt. 
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 3 Bei Gefährdung des Steueranspruchs kann die Quel-
lenbesteuerung auf unbestimmte Zeit als Sicherungs-
steuer beibehalten oder wieder angeordnet werden. 

 

4.1.2. Steuerberechnung 4.1.2. Aufgehoben       

4.1.2.1. Steuerbare Leistungen 4.1.2.1. Aufgehoben       

Art.  107 
 

Art.  107 
Steuerbare Leistung 

 

1 Die Quellensteuer wird von den Bruttoeinkünften be-
rechnet. 

  

2 Steuerbar sind:   

a. alle Einkünfte aus Arbeitsverhältnis, mit Einschluss 
der Nebeneinkünfte wie Entschädigungen für Sonder-
leistungen, Provisionen, Kinder- und andere Zulagen, 
Dienstalters- und Jubiläumsgeschenke, Gratifikatio-
nen, Trinkgelder, Tantiemen, geldwerte Vorteile aus 
Mitarbeiterbeteiligungen und andere geldwerte Vor-
teile; 

a. alle Einkünftedie Einkommen aus Arbeitsverhältnis, 
mit Einschluss der unselbständiger Erwerbstätigkeit 
nach Art. 106 Abs. 1 dieses Gesetzes, die Nebenein-
künfte wie Entschädigungen für Sonderleistungen, 
Provisionen, Kinder- und andere Zulagen, Dienstal-
ters- und Jubiläumsgeschenke, Gratifikationen, Trink-
gelder, Tantiemen, geldwerte Vorteile aus Mitarbeiter-
beteiligungen sowie Naturalleistungen, nicht jedoch 
die vom Arbeitgeber getragenen Kosten der berufsori-
entierten Aus- und andere geldwerte VorteileWeiterbil-
dung nach Art. 19 Abs. 2 dieses Gesetzes; 

 

b. alle an die Stelle des Erwerbseinkommens tretenden 
Ersatzeinkünfte aus Arbeitsverhältnis sowie aus Kran-
ken-, Unfall-, Invaliden- und Arbeitslosenversicherung. 
Insbesondere gehören dazu Taggelder, Entschädi-
gungen, Teilrenten und an deren Stelle tretende Kapi-
talleistungen. 

b. alle an die Stelle des Erwerbseinkommens tretenden 
Ersatzeinkünfte aus Arbeitsverhältnis sowie aus Kran-
ken-, Unfall-, Invaliden- und Arbeitslosenversicherung. 
Insbesondere gehören dazu Taggelder, Entschädi-
gungen, Teilrenten und an deren Stelle tretende Kapi-
talleistungen.; 

 

 c. die Leistungen gemäss Art. 18 Abs. 3 des Bundesge-
setzes über die Alters- und Hinterlassenenversiche-
rung (AHVG)1). 

 

                                                   
1) SR 831.10 

http://db.clex.ch/link/Bund/831.10/de
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3 Naturalleistungen und Trinkgelder werden in der Regel 
nach den für die eidgenössische Alters- und Hinterlas-
senenversicherung geltenden Ansätzen bewertet. 

  

4.1.2.2. Steuertarif auf Erwerbseinkommen 4.1.2.2. Aufgehoben       

Art.  108 
Grundlage 

Art.  108 
GrundlageQuellensteuerabzug 

 

1 Der Kantonsrat setzt die Quellensteuertarife entspre-
chend den für die Einkommenssteuer natürlicher Perso-
nen geltenden Steuersätzen durch Verordnung fest. 
Art. 110 Abs. 1 Bst. d dieses Gesetzes bleibt vorbehal-
ten. 

1 Der Kantonsrat setzt Regierungsrat legt in Ausfüh-
rungsbestimmungen die Grundlagen fest, wie die Quel-
lensteuertarife entsprechend den für zu berechnen sind. 
Massgebend sind die Steuersätze der Einkommens-
steuer natürlicher für natürliche Personen geltenden 
Steuersätzen durch Verordnung fest. Art. 110 Abs. 1 
Bst. d dieses Gesetzes bleibt vorbehalten. 

 

2 Der Steuerabzug umfasst die Kantons- und Gemein-
desteuern, einschliesslich die Kirchensteuer und die 
Feuerwehrersatzabgabe, sowie die direkte Bundes-
steuer. 

2 Der Steuerabzug umfasst die Kantons- Bei der Be-
rechnung des Abzugs werden Pauschalen für Berufs-
kosten (Art. 28 dieses Gesetzes) und Gemeindesteu-
ern, einschliesslich die Kirchensteuer für Versicherungs-
prämien (Art. 35 Abs. 1 Bst. d, f, und die Feuerwehrer-
satzabgabe, g dieses Gesetzes) sowie die direkte Bun-
dessteuerAbzüge für Familienlasten (Art. 37 dieses Ge-
setzes) berücksichtigt. 

 

3 Die Gemeindesteuern berechnen sich nach dem ge-
wogenen Mittel der Gemeindesteuern im Kalenderjahr, 
das dem Steuerjahr vorausgeht. 

3 Die Gemeindesteuern berechnen Der Abzug für die in 
rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe lebenden 
Ehegatten, die beide erwerbstätig sind, richtet sich nach 
dem gewogenen Mittel der Gemeindesteuern im Kalen-
derjahr, das dem Steuerjahr vorausgehtTarifen, die ihr 
Gesamteinkommen (Art. 11 Abs.1 dieses Gesetzes), 
die Pauschalen und Abzüge nach Absatz 2 sowie den 
Abzug bei Erwerbstätigkeit beider Ehegatten (Art. 35 
Abs. 2 dieses Gesetzes) berücksichtigten. 
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 4 Nach den bundesrechtlichen Ausführungsbestimmun-
gen richtet sich, wie insbesondere der 13. Monatslohn, 
Gratifikationen, unregelmässige Beschäftigung, Stun-
denlöhner, Teilzeit- oder Nebenerwerb sowie Leistun-
gen nach Art. 18 Abs. 3 AHVG und satzbestimmende 
Elemente zu berücksichtigen sind und wie bei Tarif-
wechsel, rückwirkenden Gehaltsanpassungen und -kor-
rekturen, sowie Leistungen vor Beginn und nach Been-
digung der Anstellung zu verfahren ist. 

 

 5 Die Ansätze, die als direkte Bundessteuer in den kan-
tonalen Tarif einzurechnen sind, sind im Einvernehmen 
mit der Eidgenössischen Steuerverwaltung (ESTV) zu 
bestimmen. 

 

 6 Der Steuerabzug umfasst die Kantons- und Gemein-
desteuern, einschliesslich die Kirchensteuer und die 
Feuerwehrersatzabgabe, sowie die direkte Bundes-
steuer. 

 

 7 Die Gemeindesteuern berechnen sich nach dem ge-
wogenen Mittel der Gemeindesteuern im Kalenderjahr, 
das dem Steuerjahr vorausgeht. 

 

Art.  109 
Ausgestaltung 

Art.  109 Aufgehoben  

1 Bei der Festsetzung der Steuertarife werden Pauscha-
len für Berufskosten und Versicherungsprämien sowie 
Abzüge für Familienlasten berücksichtigt. 

  

2 Der Steuerabzug für die in rechtlich und tatsächlich 
ungetrennter Ehe lebenden Ehegatten, die beide er-
werbstätig sind, richtet sich nach Tarifen, die ihrem Ge-
samteinkommen Rechnung tragen und die Pauschalen 
und Abzüge nach Absatz 1 sowie den Abzug bei Er-
werbstätigkeit beider Ehegatten berücksichtigen. 

  

Art.  110 
Tarifarten 

Art.  110 Aufgehoben  
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1 Der Steuerabzug wird vorgenommen auf Grund eines 
Tarifes für: 

  

a. Tarif A: Alleinstehende, ledige, getrennt lebende, ge-
schiedene oder verwitwete Steuerpflichtige mit und 
ohne Kinder (Kinder nicht im eigenen Haushalt); 

  

b. Tarif B: Verheiratete, in rechtlich und tatsächlich un-
getrennter Ehe lebende Alleinverdienende; 

  

c. Tarif C: Verheiratete, in rechtlich und tatsächlich un-
getrennter Ehe lebende Ehegatten, die beide haupt-
beruflich in der Schweiz oder im Ausland erwerbstätig 
sind; 

  

d. Tarif D:   

1. Personen, die eine Nebenerwerbstätigkeit ausüben, 
für die Nebenerwerbseinkünfte neben der Haupter-
werbstätigkeit; 

  

2. Personen, die vom Versicherer Ersatzeinkünfte nach 
Art. 111 bis 113 dieses Gesetzes beziehen, für diese 
Einkünfte; 

  

e. Tarif H: Ledige, getrennt lebende, geschiedene oder 
verwitwete Steuerpflichtige, die mit Kindern oder un-
terstützungsbedürftigen Personen im gleichen Haus-
halt zusammenleben und deren Unterhalt zur Haupt-
sache bestreiten. 

  

2 Für den Steuerabzug massgebend sind die Verhält-
nisse im Zeitpunkt der Auszahlung, Überweisung, Gut-
schrift oder Verrechnung. 

  

4.1.2.3. Steuertarif auf Ersatzeinkünften 4.1.2.3. Aufgehoben       

4.1.2.3.1. Kapitalabfindung für wiederkeh-
rende Leistungen 

4.1.2.3.1. Aufgehoben       
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Art.  111 
 

Art.  111 Aufgehoben  

1 Kapitalabfindungen für wiederkehrende Leistungen 
werden unter Berücksichtigung der Erwerbseinkünfte zu 
dem Quellensteuersatz berechnet, der sich ergäbe, 
wenn an der Stelle der einmaligen Leistung eine ent-
sprechende jährliche Leistung ausgerichtet würde. 

  

4.1.2.3.2. Übrige Ersatzeinkünfte 4.1.2.3.2. Aufgehoben       

Art.  112 
Auszahlung durch Arbeitgeber 

Art.  112 Aufgehoben  

1 Auf Taggeldern und übrigen Ersatzleistungen, welche 
die Arbeitgeber ausbezahlen, ist der Quellensteuerab-
zug zusammen mit den Arbeitseinkünften nach dem 
entsprechenden Quellensteuertarif vorzunehmen. 

  

Art.  113 
Auszahlung durch Versicherer 

Art.  113 Aufgehoben  

1 Auf Leistungen, welche die Versicherer direkt den Ver-
sicherten ausrichten, ist der Quellensteuerabzug ge-
mäss dem entsprechenden Quellensteuertarif vorzu-
nehmen. 

  

2 Vorbehalten bleiben Leistungen, welche die Versiche-
rer nicht nach Massgabe des versicherten Verdienstes 
ausrichten oder die neben ein allfälliges Erwerbsein-
kommen treten können. Für diese Leistungen beträgt 
der Steuersatz zehn Prozent. 

  

4.1.2.4. Abgegoltene Steuer 4.1.2.4. Aufgehoben       

Art.  114 
 

Art.  114 Aufgehoben  
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1 Der Steuerabzug tritt an die Stelle der im ordentlichen 
Verfahren zu veranlagenden Steuern; Art. 115 und 116 
dieses Gesetzes bleiben vorbehalten. 

  

4.1.3. Vorbehalt der ordentlichen Veranla-
gung 

4.1.3. Aufgehoben       

Art.  115 
Ergänzende ordentliche Veranlagung 

Art.  115 Aufgehoben  

1 Die der Quellensteuer unterliegenden Personen wer-
den für ihr Einkommen, das dem Steuerabzug an der 
Quelle nicht unterworfen ist, sowie für ihr Vermögen im 
ordentlichen Verfahren veranlagt. Für den Steuersatz 
gilt Art. 9 dieses Gesetzes sinngemäss. 

  

2 Die Steuerpflichtigen sind in diesen Fällen verpflichtet, 
fristgerecht eine Steuererklärung einzureichen. 

  

Art.  116 
Nachträgliche ordentliche Veranlagung 

Art.  116 
NachträglicheObligatorische nachträglich ordentliche Veranlagung 

 

1 Betragen die dem Steuerabzug an der Quelle unter-
worfenen Bruttoeinkünfte von Steuerpflichtigen in einem 
Kalenderjahr mehr als der durch den Kantonsrat festge-
legte Betrag, wird, falls Wohnsitz oder Aufenthalt im 
Kanton besteht, eine nachträgliche Veranlagung für das 
gesamte Einkommen und Vermögen durchgeführt. Die 
an der Quelle abgezogene Steuer wird dabei zinslos an-
gerechnet. 

1 BetragenPersonen, die dem Steuerabzug an der 
Quelle unterworfenen Bruttoeinkünfte von Steuerpflichti-
gen in einem Kalenderjahr mehr als nach Art. 106 Abs. 
1 dieses Gesetzes der durch den Kantonsrat festge-
legte Betrag, wird, falls Wohnsitz oder Aufenthalt Quel-
lensteuer unterliegen, werden nachträglich im Kanton 
besteht, eine nachträgliche Veranlagung für das ge-
samte Einkommen und Vermögen durchgeführt. Die an 
der Quelle abgezogene Steuer wird dabei zinslos ange-
rechnet.ordentlichen Verfahren veranlagt, wenn: 

 

 a. ihr Bruttoeinkommen in einem Steuerjahr mehr als ei-
nen bestimmten Betrag erreicht oder übersteigt; oder 

 

 b. sie über Vermögen und Einkünfte verfügen, die nicht 
der Quellensteuer unterliegen. 
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2 Dauert die Steuerpflicht im Kanton mehr oder weniger 
als ein Kalenderjahr, sind die an der Quelle besteuer-
ten, auf zwölf Monate umgerechneten Bruttoeinkünfte 
massgebend. 

2 Dauert die Steuerpflicht im Kanton mehr oder weniger 
als ein Kalenderjahr, sind die an der Quelle besteuer-
ten, auf zwölf Monate umgerechneten Bruttoeinkünfte 
massgebendDer Betrag gemäss Absatz 1 Buchstabe a 
richtet sich nach den bundesrechtlichen Ausführungsbe-
stimmungen. 

 

3 In den Folgejahren wird bis zum Ende der Quellen-
steuerpflicht eine nachträgliche Veranlagung für das ge-
samte Einkommen und Vermögen auch dann durchge-
führt, wenn die durch den Kantonsrat festgelegte Limite 
vorübergehend oder dauernd wieder unterschritten wird. 

3 In den Folgejahren wird bis zum Ende der Quellen-
steuerpflicht eine nachträgliche Der nachträglichen or-
dentlichen Veranlagung für das gesamte Einkommen 
und Vermögen unterliegt auch dann durchgeführt, wenn 
die durch den Kantonsrat festgelegte Limite vorüberge-
hend oder dauernd wieder unterschritten wird, wer mit 
einer Person nach Absatz 1 in rechtlich und tatsächlich 
ungetrennter Ehe lebt. 

 

4 In Fällen, in denen eine nachträgliche Veranlagung 
durchzuführen ist, kann auf die Erhebung der Quellen-
steuer verzichtet werden, wenn die Arbeitgeber hinrei-
chende Sicherheit leisten. 

4 In Fällen, in denen eine nachträgliche Veranlagung 
durchzuführen ist, kann auf Personen mit Einkünften 
und Vermögen nach Absatz 1 Buchstabe b müssen das 
Formular für die Erhebung Steuererklärung bis am 31. 
März des auf das Steuerjahr folgenden Jahres bei der 
Quellensteuer verzichtet werden, wenn die Arbeitgeber 
hinreichende Sicherheit leisten.zuständigen Behörde 
verlangen. 

 

 5 Die nachträglich ordentliche Veranlagung gilt bis zum 
Ende der Quellensteuerpflicht. Auch im Falle einer 
Trennung bleibt diese bestehen. 

 

 6 Die an der Quelle abgezogene Steuer wird zinslos an-
gerechnet. 

 

 Art.  116a 
Nachträglich ordentliche Veranlagung auf Antrag 

 

 1 Personen, die nach Art. 106 Abs. 1 dieses Gesetzes 
der Quellensteuer unterliegen und keine der Vorausset-
zungen nach Art. 116 Abs. 1 dieses Gesetzes erfüllen, 
werden auf Antrag hin nachträglich im ordentlichen Ver-
fahren veranlagt. 
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 2 Der Antrag erstreckt sich auch auf den Ehegatten, der 
mit dem Antragsteller in rechtlich und tatsächlich unge-
trennter Ehe lebt. 

 

 3 Er muss bis am 31. März des auf das Steuerjahr fol-
genden Jahres eingereicht werden. Für Personen, die 
die Schweiz verlassen, endet die Frist für die Einrei-
chung des Antrages im Zeitpunkt der Abmeldung. 

 

 4 Erfolgt keine nachträgliche ordentliche Veranlagung 
auf Antrag, so tritt die Quellensteuer an die Stelle der im 
ordentlichen Verfahren zu veranlagenden Steuern des 
Bundes, des Kantons und der Gemeinde auf dem Er-
werbseinkommen. Nachträglich werden keine zusätzli-
chen Abzüge mehr gewährt. 

 

 5 Art. 116 Abs. 5 und 6 dieses Gesetzes ist anwendbar.  

4.2. Quellensteuern für natürliche und juristi-
sche Personen ohne steuerrechtlichen 
Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz 

4.2. Quellensteuern für natürlicheNatürliche 
und juristische Personen ohne steuerrechtli-
chen Wohnsitz oder Aufenthalt in der 
Schweiz 

      

4.2.1. Arbeitnehmer 4.2.1. Aufgehoben       

Art.  120 
Im Allgemeinen 

Art.  120 
Im AllgemeinenDer Quellensteuer unterworfene Arbeitnehmer 
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1 Im Ausland wohnhafte Arbeitnehmer, die hier für kurze 
Dauer als Grenzgänger oder Wochenaufenthalter oder 
als leitende Angestellte für Arbeitgeber mit Sitz oder Be-
triebsstätte im Kanton erwerbstätig sind, unterliegen für 
ihr Einkommen aus unselbstständiger Erwerbstätigkeit 
sowie für die an dessen Stelle tretenden Ersatzein-
künfte einem Steuerbezug an der Quelle nach Mass-
gabe der Bestimmungen über die Quellensteuer für 
ausländische Arbeitnehmer gemäss Art. 106 bis 114 
dieses Gesetzes. 

1 Im Ausland wohnhafte Arbeitnehmer, die hier für kurze 
Dauer als Grenzgänger oder , Wochenaufenthalter oder 
als leitende Angestellte für Arbeitgeber mit Sitz oder Be-
triebsstätte im Kanton erwerbstätig sind, und Kurz-
aufenthalter unterliegen für ihr im Kanton erzieltes Ein-
kommen aus unselbstständigerunselbständiger Er-
werbstätigkeit sowie für die an dessen Stelle tretenden 
Ersatzeinkünfte einem Steuerbezug an der Quelle nach 
Massgabe der Bestimmungen über die Quellensteuer 
für ausländische Arbeitnehmer gemäss Art. 106 bis 114 
Art. 107 und 108 dieses Gesetzes. Davon ausgenom-
men sind Einkommen, die der Besteuerung im verein-
fachten Abrechnungsverfahren gemäss Art. 39a unter-
stehen. 

 

 2 Ebenfalls der Quellensteuer gemäss Art. 107 und 108 
dieses Gesetzes unterliegen im Ausland wohnhafte Ar-
beitnehmer, die für die Arbeit im internationalen Verkehr 
an Bord eines Schiffes oder eines Luftfahrzeuges oder 
bei einem Transport auf der Strasse Lohn oder andere 
Vergütungen von einem Arbeitgeber mit Sitz oder Be-
triebsstätte im Kanton erhalten; davon ausgenommen 
bleibt die Besteuerung der Seeleute für Arbeit an Bord 
eines Hochseeschiffes. 

 

 Art.  120a 
Nachträglich ordentliche Veranlagung auf Antrag 

 

 1 Personen, die nach Art. 120 Abs. 1 dieses Gesetzes 
der Quellensteuer unterliegen, können für jede Steuer-
periode bis am 31. März des auf das Steuerjahr folgen-
den Jahres eine nachträgliche ordentliche Veranlagung 
beantragen, wenn: 

 

 a. der überwiegende Teil ihrer Einkünfte, einschliesslich 
der Einkünfte des Ehegatten in der Schweiz steuerbar 
ist; 

 

 b. ihre Situation mit derjenigen einer in der Schweiz 
wohnhaften steuerpflichtigen Person vergleichbar ist; 
oder 
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 c. eine solche Veranlagung erforderlich ist, um Abzüge 
geltend zu machen, die in einem Doppelbesteue-
rungsabkommen vorgesehen sind. 

 

 2 Die an der Quelle abgezogene Steuer wird zinslos an-
gerechnet. 

 

 3 Die Voraussetzungen richten sich nach den bundes-
rechtlichen Ausführungsbestimmungen. 

 

 Art.  120b 
Nachträglich ordentliche Veranlagung von Amtes wegen 

 

 1 Bei stossenden Verhältnissen, insbesondere betref-
fend die im Quellensteuersatz einberechneten Pauscha-
labzüge, kann die kantonale Steuerverwaltung von Am-
tes wegen eine nachträgliche ordentliche Veranlagung 
zugunsten oder zuungunsten der steuerpflichtigen Per-
son verlangen. 

 

 2 Die Voraussetzungen richten sich nach den bundes-
rechtlichen Ausführungsbestimmungen. 

 

Art.  121 
Bei internationalen Transporten 

Art.  121 Aufgehoben  

1 Im Ausland wohnhafte Arbeitnehmer, die für die Arbeit 
im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder 
eines Luftfahrzeuges oder bei einem Transport auf der 
Strasse Lohn oder andere Vergütungen von Arbeitge-
bern mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton erhalten, un-
terliegen für diese Leistungen sowie für die an deren 
Stelle tretenden Ersatzeinkünfte einem Steuerabzug an 
der Quelle nach Massgabe der Bestimmungen über die 
Quellensteuer für ausländische Arbeitnehmer gemäss 
Art. 106 bis 119 dieses Gesetzes. 

  

4.2.2. Künstler, Sportler und Referenten 4.2.2. Aufgehoben       
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Art.  122 
Der Quellensteuerpflicht unterliegende Personen 

Art.  122 
Der Quellensteuerpflicht unterliegende PersonenKünstler, Sportler 
und Referenten 

 

1 Im Ausland wohnhafte Künstler, wie Bühnen-, Film-, 
Rundfunk- oder Fernsehkünstler, Musiker und Artisten, 
sowie Sportler und Referenten unterliegen für Einkünfte 
aus ihrer im Kanton ausgeübten persönlichen Tätigkeit 
einem Steuerabzug an der Quelle. 

1 Im Ausland wohnhafte Künstler, wie Bühnen-, Film-, 
Rundfunk- oder Fernsehkünstler, Musiker und Artisten, 
sowie Sportler und Referenten unterliegen sind für Ein-
künfte aus ihrer im Kanton ausgeübten persönlichen Tä-
tigkeit und für weitere damit verbundene Entschädigun-
gen steuerpflichtig. Dies gilt auch für Einkünfte und Ent-
schädigungen, die nicht dem Künstler, Sportler oder Re-
ferenten selber, sondern einem Steuerabzug anDritten 
zufliessen, der Quelleseine Tätigkeit organisiert hat. 

 

 2 Die Steuer beträgt zehn Prozent der Tageseinkünfte 
der steuerbaren Leistung. 

 

 3 Als Tageseinkünfte gelten die Bruttoeinkünfte, ein-
schliesslich aller Zulagen und Nebenbezüge, nach Ab-
zug der Gewinnungskosten. Diese betragen: 

 

 a. 50 Prozent der Bruttoeinkünfte bei Künstlern;  

 b. 20 Prozent der Bruttoeinkünfte bei Sportlern sowie 
Referenten. 

 

 4 Der mit der Organisation der Darbietung in der 
Schweiz beauftragte Veranstalter ist für die Steuer soli-
darisch haftbar. 

 

 5 Die Höhe der Bruttoeinkünfte, ab welcher die Quellen-
steuer erhoben wird, richtet sich nach den bundesrecht-
lichen Ausführungsbestimmungen. 

 

Art.  123 
Steuerbare Einkünfte 

Art.  123 Aufgehoben  
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1 Als steuerbare Einkünfte gelten die Bruttoeinkünfte, 
einschliesslich aller Zulagen und Nebenbezüge, nach 
Abzug der Gewinnungskosten. Dazu gehören auch Ein-
künfte und Entschädigungen, die nicht den Künstlern, 
Sportlern oder Referenten selber, sondern Dritten zu-
fliessen, die ihre Tätigkeit organisiert haben. 

  

2 Naturalleistungen werden in der Regel nach den für 
die eidgenössische Alters- und Hinterlassenenversiche-
rung geltenden Ansätzen bewertet. 

  

3 Anstelle der tatsächlichen Gewinnungskosten kann ein 
Pauschalabzug von 20 Prozent der Bruttoeinkünfte gel-
tend gemacht werden. Der Nachweis höherer Kosten 
bleibt vorbehalten. 

  

Art.  124 
Steuerberechnung 

Art.  124 Aufgehoben  

1 Die Steuer beträgt zehn Prozent der Tageseinkünfte.   

2 Als Tageseinkünfte gelten die Einkünfte gemäss 
Art. 123 dieses Gesetzes, aufgeteilt auf die Auftritts- 
und Probetage. 

  

3 Ist bei Gruppen der Anteil der einzelnen Mitglieder 
nicht bekannt oder schwer zu ermitteln, wird das durch-
schnittliche Tageseinkommen pro Kopf berechnet. 

  

4 Die Steuer wird nicht erhoben, wenn die steuerbaren 
Einkünfte insgesamt weniger als die für die Quellen-
steuer bei den direkten Bundessteuern vorgesehenen 
Bemessungsminima betragen. 

  

4.2.3. Organe juristischer Personen 4.2.3. Aufgehoben       

Art.  125 
 

Art.  125 
Verwaltungsräte 
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1 Im Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder 
der Geschäftsführung: 

1 Im Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder 
der Geschäftsführung: von juristischen Personen mit 
Sitz oder tatsächlicher Verwaltung in der Schweiz sind 
für die ihnen ausgerichteten Tantiemen, Sitzungsgelder, 
festen Entschädigungen, Mitarbeiterbeteiligungen und 
ähnlichen Vergütungen steuerpflichtig. 

 

a. von juristischen Personen mit Sitz oder tatsächlicher 
Verwaltung im Kanton, 

a. Aufgehoben  

b. von ausländischen Unternehmen, die im Kanton Be-
triebsstätten unterhalten, 

b. Aufgehoben  

unterliegen für die ihnen ausgerichteten Tantiemen, Sit-
zungsgelder, festen Entschädigungen, Mitarbeiterbetei-
ligungen und ähnlichen Vergütungen einem Steuerab-
zug an der Quelle. 

Text entfernt.  

2 Als steuerbare Einkünfte gelten die Bruttoeinkünfte, 
einschliesslich aller Zulagen und Nebenbezüge. Dazu 
gehören auch die Entschädigungen, die nicht den Steu-
erpflichtigen selber, sondern Dritten zufliessen. 

2 Als steuerbare Einkünfte gelten Im Ausland wohnhafte 
Mitglieder der Verwaltung oder der Geschäftsführung 
von ausländischen Unternehmungen, welche in der 
Schweiz Betriebsstätten unterhalten, sind für die Brutto-
einkünfte, einschliesslich aller Zulagen und Nebenbe-
züge. Dazu gehören auch die ihnen zu Lasten dieser 
Betriebsstätten ausgerichteten Tantiemen, Sitzungsgel-
der, festen Entschädigungen, die nicht den Steuerpflich-
tigen selber, sondern Dritten zufliessen.Mitarbeiterbetei-
ligungen und ähnlichen Vergütungen steuerpflichtig. 

 

3 Die Steuer beträgt 10 Prozent der steuerbaren Ein-
künfte. 

3 Die Steuer beträgt 10 Prozent der steuerbaren Als 
steuerbare Einkünfte. gelten die Bruttoeinkünfte, ein-
schliesslich aller Zulagen und Nebenbezüge.Dazu ge-
hören auch die Entschädigungen, die nicht den Steuer-
pflichtigen selber, sondern Dritten zufliessen 

 

4 Die Steuer wird nicht erhoben, wenn die steuerbaren 
Einkünfte im Kalenderjahr weniger als die für die Quel-
lensteuer bei der direkten Bundessteuer vorgesehenen 
Bemessungsminima betragen. 

4 Die Steuer wird nicht erhoben, wenn die beträgt 10 
Prozent der steuerbaren Einkünfte im Kalenderjahr we-
niger als die für die Quellensteuer bei der direkten Bun-
dessteuer vorgesehenen Bemessungsminima betragen. 
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 5 Die Höhe der Bruttoeinkünfte, ab welcher die Quellen-
steuer erhoben wird, richtet sich nach den bundesrecht-
lichen Ausführungsbestimmungen. 

 

4.2.4. Hypothekargläubiger 4.2.4. Aufgehoben       

Art.  126 
 

Art.  126 
Hypothekargläubiger 

 

1 Im Ausland wohnhafte Gläubiger oder Nutzniesser von 
Forderungen, die durch Grund- oder Faustpfand auf 
Grundstücken im Kanton gesichert sind, unterliegen für 
die ihnen ausgerichteten Zinsen einem Steuerabzug an 
der Quelle. 

  

2 Als steuerbare Einkünfte gelten die Bruttoeinkünfte. 
Dazu gehören auch die Zinsen, die nicht den Steuer-
pflichtigen selber, sondern Dritten zufliessen. 

  

3 Die Steuer beträgt 15 Prozent der steuerbaren Ein-
künfte. 

  

4 Die Steuer wird nicht erhoben, wenn die steuerbaren 
Einkünfte im Kalenderjahr weniger als die für die Quel-
lensteuer bei der direkten Bundessteuer vorgesehenen 
Bemessungsminima betragen. 

4 Die Steuer wird nicht erhoben, wennHöhe der Brutto-
einkünfte, ab welcher die steuerbaren Einkünfte im Ka-
lenderjahr weniger als die für die Quellensteuer bei der 
direkten Bundessteuer vorgesehenen Bemessungsmi-
nima betragenerhoben wird, richtet sich nach den bun-
desrechtlichen Ausführungsbestimmungen. 

 

4.2.5. Empfänger von Vorsorgeleistungen 4.2.5. Aufgehoben       

Art.  127 
 

Art.  127 
Empfänger von Vorsorgeleistungen 

 

1 Im Ausland wohnhafte Personen, die:   
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a. aufgrund eines früheren öffentlich-rechtlichen Arbeits-
verhältnisses von Arbeitgebern oder einer Vorsorge-
kasse mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton Pensio-
nen, Ruhegelder, Kapitalleistungen oder andere Ver-
gütungen erhalten, 

  

b. aus privatrechtlichen Einrichtungen der beruflichen 
Vorsorge oder aus anerkannten Formen der gebunde-
nen Selbstvorsorge mit Sitz oder Betriebsstätte im 
Kanton Renten, Kapitalleistungen oder andere Vergü-
tungen erhalten, 

  

unterliegen für diese Leistungen einem Steuerabzug an 
der Quelle. 

  

2 Als steuerbare Einkünfte gelten die Bruttoeinkünfte.   

3 Die Steuer beträgt bei Renten zehn Prozent der steu-
erbaren Einkünfte; Kapitalleistungen sind gemäss 
Art. 40 dieses Gesetzes steuerbar. 

  

4 Die Steuer wird nicht erhoben, wenn die steuerbaren 
Einkünfte im Kalenderjahr weniger als Fr. 1 000.– betra-
gen. 

4 Die Steuer wird nicht erhoben, wenn Höhe der Brutto-
einkünfte, ab welcher die steuerbaren Einkünfte im Ka-
lenderjahr weniger als Fr. 1 000.– betragenQuellen-
steuer erhoben wird, richtet sich nach den bundesrecht-
lichen Ausführungsbestimmungen. 

 

4.2.6. Begriffsbestimmung 4.2.6. Aufgehoben       

Art.  128 
 

Art.  128 Aufgehoben  

1 Als im Ausland wohnhafte Steuerpflichtige nach 
Art. 120 bis 127a dieses Gesetzes gelten natürliche 
Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufent-
halt in der Schweiz und juristische Personen ohne Sitz 
oder tatsächliche Verwaltung in der Schweiz. 

  

4.2.7. Abgegoltene Steuer 4.2.7. Aufgehoben       
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Art.  129 
 

  

1 Der Steuerabzug tritt an die Stelle der im ordentlichen 
Verfahren zu veranlagenden Kantons-, Gemeinde- und 
Kirchensteuern; er erhöht sich um die entsprechenden 
Ansätze für die direkte Bundessteuer. 

1 Der SteuerabzugDie Quellensteuer tritt an die Stelle 
der im ordentlichen Verfahren zu veranlagenden Kan-
tons-, Gemeinde- und Kirchensteuern; er auf dem Er-
werbseinkommen; sie erhöht sich um die entsprechen-
den Ansätze für die direkte Bundessteuer. Nachträglich 
werden keine zusätzlichen Abzüge gewährt. 

 

 2 Bei Zweiverdienerehepaaren kann eine Korrektur des 
steuersatzbestimmenden Erwerbseinkommen für den 
Ehegatten vorgesehen werden. 

 

Art.  179b 
Datenbearbeitung 

  

1 Die Steuerverwaltung betreibt zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben ein Informationssystem. Sie ist befugt, darin be-
sonders schützenswerte Personendaten über administ-
rative und strafrechtliche Sanktionen, die steuerrechtlich 
wesentlich sind, zu speichern. 

  

2 Für die Gewährung der Amtshilfe im Sinne der 
Art. 178 bis 179a dieses Gesetzes können Daten ein-
zeln, auf Listen oder auf elektronischen Datenträgern 
übermittelt werden. Die Daten können auch mittels ei-
nes Abrufverfahrens zugänglich gemacht werden. Die 
Vorsteherin oder der Vorsteher der kantonalen Steuer-
verwaltung regelt Art und Umfang des Datenabrufs so-
wie die Zugriffsberechtigungen. 

  

3 Besonders schützenswerte Personendaten dürfen nur 
durch ein Abrufverfahren zugänglich gemacht werden, 
wenn es zur Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe un-
entbehrlich ist. 

  

4 Im Übrigen sind, soweit dieses Gesetz keine abwei-
chenden Vorschriften enthält, die Bestimmungen des 
kantonalen Datenschutzgesetzes sinngemäss anwend-
bar. 
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 5 Die Steuerverwaltung und die Behörden nach Art. 178 
dieses Gesetzes sind berechtigt, die Versichertennum-
mer der Alters- und Hinterlassenenversicherung nach 
den Bestimmungen des AHVG für die Erfüllung ihrer ge-
setzlichen Aufgaben systematisch zu verwenden. 

 

Art.  185 
Notwendige Vertretung 

Art.  185 Aufgehoben  

1 Steuerpflichtige mit Wohnsitz oder Sitz im Ausland ha-
ben eine Vertretung in der Schweiz zu bezeichnen. 

  

 Art.  192a 
Notwendige Vertretung 

 

 1 Die Steuerverwaltung kann von einer steuerpflichtigen 
Person mit Wohnsitz oder Sitz im Ausland verlangen, 
dass sie eine Vertretung in der Schweiz bezeichnet. 

 

Art.  209 
 

  

1 Die Schuldner steuerbarer Leistungen sind verpflich-
tet, sämtliche zur richtigen Steuererhebung notwendi-
gen Massnahmen zu treffen, insbesondere: 

  

a. vor Auszahlung der steuerbaren Leistungen die Quel-
lensteuerpflicht und den anwendbaren Tarif festzustel-
len; 

  

b. bei Fälligkeit von Geldleistungen, ungeachtet allfälli-
ger Einwände oder Lohnpfändungen, die geschuldete 
Steuer zurückzubehalten und bei andern Leistungen, 
wie Naturalleistungen und Trinkgeldern, die geschul-
dete Steuer von den Steuerpflichtigen einzufordern; 

b. bei Fälligkeit von Geldleistungen, ungeachtet allfälli-
ger Einwände oder Lohnpfändungen, die geschuldete 
SteuerQuellensteuer zurückzubehalten und bei an-
dern Leistungen, wie Naturalleistungen und Trinkgel-
dern, die geschuldete Steuer von den Steuerpflichti-
gen einzufordern; 

 

c. den Steuerabzug auch dann vorzunehmen, wenn die 
Steuerpflichtigen in einem andern Kanton der Besteu-
erung unterliegen; 

c. den SteuerabzugQuellensteuerabzug auch dann vor-
zunehmen, wenn die SteuerpflichtigenArbeitnehmer in 
einem andern Kanton der Besteuerung unterliegen
Wohnsitz oder Aufenthalt haben; 
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d. mit der kantonalen Steuerverwaltung über die der 
Quellenbesteuerung unterworfenen Personen perio-
disch abzurechnen und die Quellensteuern fristge-
recht abzuliefern; 

  

e. den Steuerpflichtigen eine Aufstellung oder eine Be-
stätigung über die Höhe des Steuerabzuges sowie auf 
Verlangen einen Lohnausweis auszustellen; 

e. den SteuerpflichtigenArbeitnehmern eine Aufstellung 
oder eine Bestätigung über die Höhe des Steuerabzu-
gesQuellensteuerabzuges sowie auf Verlangen einen 
Lohnausweis auszustellen; 

 

f. Steuerpflichtige, die der nachträglichen Veranlagung 
gemäss Art. 116 dieses Gesetzes unterliegen, dem 
kantonalen Steueramt alljährlich unaufgefordert zu 
melden; 

f. SteuerpflichtigeArbeitnehmer, die der nachträglichen 
Veranlagung gemäss Art. 116 dieses Gesetzes unter-
liegen, demder kantonalen SteueramtSteuerverwal-
tung alljährlich unaufgefordert zu melden; 

 

g. die anteilsmässigen Steuern auf im Ausland ausgeüb-
ten Mitarbeiteroptionen zu entrichten; die Arbeitgebe-
rin schuldet die anteilsmässige Steuer auch dann, 
wenn der geldwerte Vorteil von einer ausländischen 
Konzerngesellschaft ausgerichtet wird. 

  

2 Zur Kontrolle der Steuererhebung haben die Schuld-
ner von steuerbaren Leistungen der kantonalen Steuer-
verwaltung Einblick in alle Unterlagen zu gewähren und 
ihr auf Verlangen mündlich oder schriftlich Auskunft zu 
erteilen. 

  

3 Die Schuldner von steuerbaren Leistungen haften für 
die Entrichtung der Quellensteuer. Die mit der Organi-
sation der Darbietung von Künstlern, Sportlern oder Re-
ferenten in der Schweiz beauftragten Veranstalter haf-
ten solidarisch für die Entrichtung der Quellensteuer. 

  

4 Die Schuldner von steuerbaren Leistungen erhalten 
eine Bezugsprovision. 
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5 Der Kantonsrat regelt die Höhe der Bezugsprovision 
und die Abrechnungsfristen durch Verordnung. 

5 Der Kantonsrat regelt die Höhe der Bezugsprovision 
und die Abrechnungsfristen durch Verordnung. Für Ka-
pitalleistungen beträgt die Bezugsprovision 1 Prozent 
des gesamten Quellensteuerbetrages, jedoch höchs-
tens 50 Franken pro Kapitalleistung für die Quellen-
steuer von Bund, Kanton und Gemeinde. 

 

 Art.  209a 
Notwendige Vertretung 

 

 1 Die Steuerverwaltung kann von einer steuerpflichtigen 
Person mit Wohnsitz oder Sitz im Ausland verlangen, 
dass sie eine Vertretung in der Schweiz bezeichnet. 

 

 2 Personen, die nach Artikel 120a dieses Gesetzes eine 
nachträgliche ordentliche Veranlagung beantragen, 
müssen die erforderlichen Unterlagen einreichen und 
eine Zustelladresse in der Schweiz bezeichnen. Wird 
keine Zustelladresse bezeichnet oder verliert die Zustel-
ladresse während des Veranlagungsverfahrens ihre 
Gültigkeit, so gewährt die zuständige Behörde der steu-
erpflichtigen Person eine angemessene Frist für die Be-
zeichnung einer gültigen Zustelladresse. Läuft diese 
Frist unbenutzt ab, so tritt die Quellensteuer an die 
Stelle der im ordentlichen Verfahren zu veranlagenden 
Steuern auf dem Erwerbseinkommen. Art. 54 Abs. 3 der 
Vollziehungsverordnung zum Steuergesetz gilt sinnge-
mäss. 

 

Art.  212 
Ausserkantonale Steuerpflichtige 

  

1 Sind die der Quellensteuer unterliegenden Personen 
nicht im Kanton steuerpflichtig, überweist die kantonale 
Steuerverwaltung die eingegangenen Steuerbeträge der 
Steuerbehörde des zur Besteuerung befugten Kantons. 

  

 2 Der Quellensteuerabzug hat nach dem Recht jenes 
Kantons, in dem der Arbeitnehmer bei Fälligkeit der 
steuerbaren Leistung seinen steuerrechtlichen Wohnsitz 
oder Aufenthalt hat, zu erfolgen. 
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 3 Der Schuldner der steuerbaren Leistung überweist die 
Quellensteuer an den nach Absatz 2 zuständigen Kan-
ton. 

 

Art.  213 
Ausserkantonale Schuldner 

  

1 Steuerpflichtige mit ausserkantonalen Schuldnern der 
steuerbaren Leistung unterliegen der Quellensteuer 
nach diesem Gesetz. 

  

2 Die von ausserkantonalen Schuldnern abgezogenen 
und überwiesenen Steuern werden an die nach diesem 
Gesetz geschuldete Steuer angerechnet. 

2 Die von ausserkantonalen Schuldnern abgezogenen 
und überwiesenen Steuern werden an die Quellensteu-
ern sind nach diesem Gesetz geschuldete Steuer ange-
rechnetzu berechnen und abzurechnen. 

 

3 Den Steuerpflichtigen werden zuviel bezogene Steu-
ern zinslos zurückerstattet; zuwenig bezogene Steuern 
werden von diesen zinslos nachgefordert. 

3 Aufgehoben  

4 Nachbezug und Rückerstattung erfolgen durch die 
kantonale Steuerverwaltung direkt bei den Steuerpflich-
tigen. 

4 Aufgehoben  

Art.  215 
 

  

1 Sind die Steuerpflichtigen oder die Schuldner steuer-
barer Leistungen mit dem Steuerabzug nicht einverstan-
den, können sie bis Ende März des auf die Fälligkeit der 
Leistung folgenden Kalenderjahres von der Veranla-
gungsbehörde eine Verfügung über Bestand und Um-
fang der Steuerpflicht verlangen. 

1 Sind die Steuerpflichtigen oder die Schuldner steuer-
barer Leistungen mit dem Steuerabzug nicht einverstan-
den, können sie Die steuerpflichtige Person kann von 
der Steuerverwaltung bis Ende am 31. März des auf die 
Fälligkeit der Leistung folgenden Kalenderjahres von 
der Veranlagungsbehörde Steuerjahres eine Verfügung 
über Bestand und Umfang der Steuerpflicht verlangen., 
wenn sie: 

 

 a. mit dem Quellensteuerabzug gemäss Bescheinigung 
nach Art. 209 dieses Gesetzes nicht einverstanden 
ist; oder 
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 b. die Bescheinigung nach Art. 209 dieses Gesetzes 
vom Arbeitgeber nicht erhalten hat. 

 

2 Die Schuldner von steuerbaren Leistungen bleiben bis 
zu einem anderslautenden rechtskräftigen Entscheid 
zum Steuerabzug verpflichtet. 

2 DieDer Schuldner vonder steuerbaren Leistungen blei-
ben Leistung kann von der Steuerverwaltung bis zu ei-
nem anderslautenden rechtskräftigen Entscheid zum 
Steuerabzug verpflichtetam 31. März des auf die Fällig-
keit der Leistung folgenden Steuerjahres eine Verfü-
gung über Bestand und Umfang der Steuerpflicht ver-
langen. 

 

3 Verfügungen über Quellensteuern stehen Veranla-
gungsverfügungen gleich. 

3 Verfügungen über Quellensteuern stehen Veranla-
gungsverfügungen gleichEr bleibt bis zum rechtskräfti-
gen Entscheid verpflichtet, die Quellensteuer zu erhe-
ben. 

 

Art.  216 
 

  

1 Haben die Schuldner steuerbarer Leistungen den 
Steuerabzug nicht oder ungenügend vorgenommen, 
verpflichtet sie die kantonale Steuerverwaltung zur 
Nachzahlung. Der Rückgriff der Schuldner auf die Steu-
erpflichtigen bleibt vorbehalten. 

  

2 Haben Schuldner steuerbarer Leistungen einen zu ho-
hen Steuerabzug vorgenommen, müssen sie den Steu-
erpflichtigen die Differenz zurückzahlen. Die kantonale 
Steuerverwaltung kann den Steuerpflichtigen zuviel ab-
gezogene und abgerechnete Quellensteuern auch di-
rekt zurückerstatten. 
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3 Wer nach Art. 290 dieses Gesetzes strafrechtlich ver-
antwortlich ist, haftet persönlich für abgezogene, aber 
nicht abgelieferte Quellensteuern samt Bussen und Zin-
sen. Die Finanzverwaltung macht die Forderung verfü-
gungsweise geltend. Die Forderung verjährt ein Jahr 
nach Abschluss des Strafverfahrens. 

3 Wer nach Art. 290 dieses Gesetzes strafrechtlich ver-
antwortlich ist, haftet persönlich für abgezogene, aber 
nicht abgelieferte Quellensteuern samt Bussen und Zin-
sen. Die Finanzverwaltung macht steuerpflichtige Per-
son kann von der Veranlagungsbehörde zur Nachzah-
lung der von ihr geschuldeten Quellensteuer verpflichtet 
werden, wenn die Forderung verfügungsweise geltend. 
Die Forderung verjährt ausbezahlte steuerbare Leistung 
nicht oder nicht vollständig um die Quellensteuer ge-
kürzt wurde und ein Jahr nach Abschluss des Strafver-
fahrensNachbezug beim Schuldner der steuerbaren 
Leistung nicht möglich ist. 

 

 4 Wer nach Art. 290 dieses Gesetzes strafrechtlich ver-
antwortlich ist, haftet persönlich für abgezogene, aber 
nicht abgelieferte Quellensteuern samt Bussen und Zin-
sen. Die Finanzverwaltung macht die Forderung verfü-
gungsweise geltend. Die Forderung verjährt ein Jahr 
nach Abschluss des Strafverfahrens. 

 

 II.  

 Der Erlass GDB 641.41 (Vollziehungsverordnung 
zum Steuergesetz vom 18. November 1994) 
(Stand 1. Januar 2020) wird wie folgt geändert: 

 

3. Quellensteuern für natürliche und juristi-
sche Personen 

3. Aufgehoben       

Art.  33 
Quellensteuertarif (Art. 108 StG) 

Art.  33 Aufgehoben  

1 Der Regierungsrat bestimmt den Quellensteuertarif 
gemäss Art. 108 bis 110 StG. 

  

 III.  

      Keine Fremdaufhebungen.       

 IV.  

http://gdb.ow.ch/data/641.41/de
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 Dieser Nachtrag unterliegt dem fakultativen Referen-
dum. Er tritt – unter Vorbehalt des Referendums – am 1. 
Januar 2021 in Kraft. Wird das Referendum ergriffen, 
bestimmt der Regierungsrat das Inkrafttreten. 

 

 Sarnen, ...  

 Im Namen des Kantonsrats 
Die Ratspräsidentin: 
Der Ratssekretär: 

 

 


